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Sachgebiet 8 


Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes zur Erleichterung des Übergangs vom Arbeitsleben 
in den Ruhestand 
— Drucksache 10/880 — 

hier: Stellungnahme des Bundesrates und Gegenäußerung der Bundesregierung 


Stellungnahme des Bundesrates 

1. Zu Artikel 1 §2 Abs. 1 Nr. 4 Buchstabe c, 1. 
Abs. 5 


Der Bundesrat hält es für erforderlich, im wei- 
teren Gesetzgebungsverfahren die Möglichkei- 
ten zu prüfen, wie im Rahmen der geplanten 
Zielsetzung der besonderen wirtschaftlichen 
Situation der kleinen und mittleren Betriebe 
wirkungsvoller entsprochen werden kann. 

In erster Linie sollte das Prinzip der beidersei- 
tigen Freiwilligkeit von Vorruhestandsverein- 
barungen mit Blick auf den Einzelfall für einen 
größeren Kreis von Betrieben abgesichert wer- 
den. Dazu wäre die für die Betriebsgröße maß- 
gebliche Zahl der Arbeitnehmer von 20 auf 50 
heraufzusetzen. 

In diesem Zusammenhang sollte auch die Be- 
schäftigtenzahl angehoben werden, bis zu der 
gemäß § 2 Abs. 1 Nr. 4 Buchstabe c zusätzliche 
Ausbildungsplätze für die Zuschuß gewährung 
anerkannt werden. 


2. Zu Artikel 1 § 3 Abs. 1 und 5 

§ 3 wird wie folgt geändert: 

In Absatz 1 werden die Worte „40 vom Hundert“ 
ersetzt durch die Worte „50 vom Hundert“. 

In Absatz 5 werden die Worte „39 vom Hundert“ 
ersetzt durch die Worte „49 vom Hundert“. 

Begründung 

Die Erhöhung des Zuschusses der Bundesan- 
stalt für Arbeit von 40 auf 50 Prozent des Vorru- 


Gegenäußerung der Bundesregierung 


Zu Artikel 1 § 2 Abs. 1 Nr. 4 Buchstabe c, 
Abs. 5 

Die Bundesregierung ist mit einer entsprechen- 
den Prüfung befaßt. Änderungen, die zu einer 
Einschränkung der arbeitsmarktpolitischen Ef- 
fizienz des Gesetzes oder zu finanziellen Mehr- 
belastungen des Bundes oder der Bundesan- 
stalt für Arbeit führen, muß die Bundesregie- 
rung jedoch ablehnen. 


2. Zu Artikel 1 § 3 Abs. 1 und 5 

Dem Änderungsvorschlag wird nicht zuge- 
stimmt. 

Die Erhöhung des Zuschusses ist für die Bun- 
desanstalt für Arbeit mit Mehrkosten in Höhe 
von 255 Mio. DM je 100 000 Inanspruchneh- 
mende verbunden. Aufgrund der Finanzsitua- 
tion von Bundesanstalt für Arbeit und Bund 
sieht sich die Bundesregierung nicht in der 
Lage, dem Vorschlag zuzustimmen. 
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hestandsgeldes bewirkt eine Entlastung des 
Tarifbereiches. Sie erhöht damit die Chance, 
daß das Gestz in einem möglichst großen Um- 
fang genutzt wird und den Arbeitsmarkt entla- 
stet. Gleichzeitig wird der Anreiz für eine Wie- 
derbesetzung freiwerdender Arbeitsplätze er- 
heblich vergrößert. 


3. Zu Artikel 1 § 3 Abs. 1 Nr. 1 und 2 

1. In Absatz 1 Nr. 1 wird die Zahl „65“ durch 
die Worte „bis zu 70“ ersetzt. 

2. In Absatz 1 Nr. 2 wird die Zahl „65“ durch 
die Zahl „70“ ersetzt. 

Begründung 

Die Inanspruchnahme der Vorruhestandsrege- 
lung hängt entscheidend von der Attraktivität 
für den einzelnen Arbeitnehmer ab. Bei einer 
Begrenzung des Zuschusses der Bundesanstalt 
für Arbeit auf ein Vorruhestandsgeld in Höhe 
von 65 V. H. des letzten Bruttoarbeitseinkom- 
mens ist ein Vorruhestandsgeld von rd. 70 v. H. 
des letzten Nettoeinkommens zu erzielen, für 
Erwerbstätige mit einem Bruttoarbeitseinkom- 
men über der Beitragsbemessungsgrenze sogar 
noch weniger. Die vorgeschlagene Erhöhung der 
Obergrenze für einen Zuschuß der Bundesan- 
stalt für Arbeit für ein Vorruhestandsgeld in 
Höhe von 70 v. H. des letzten Bruttoarbeitsein- 
kommens eröffnet den Tarifparteien einen 
Spielraum; ein Vorruhestandsgeld bis zu maxi- 
mal 75 V. H. des letzten Netto arbeitsentgeltes zu 
vereinbaren, ohne daß die anteilige Belastung 
des Tarifbereiches sich dadurch erhöht. Es ist 
damit zu rechnen, daß die Bereitschaft der Ar- 
beitnehmer zugunsten der Vorruhestandsrege- 
lung Lohnverzicht zu üben, durch eine solche 
Erhöhung der zuschußfähigen Beträge größer 
sein wird. 


4. Zu Artikel 1 § 3 Abs. 1 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzge- 
bungsverfahren zu prüfen, ob der Zuschuß der 
Bundesanstalt für Arbeit über 50 v. H. hinaus 
— entsprechend dem Anteil derjenigen, die das 
Vorruhestandsgeld in Anspruch nehmen, an 
der Gesamtzahl der beschäftigten Arbeitneh- 
mer — in gestufter Form erhöht werden kann. 
Eine derartige Staffelung würde die Folgen der 
Inanspruchnahme des Vorruhestandsgeldes 
insbesondere für kleinere Betriebe mit einem 
hohen Anteil älterer Arbeitnehmer zusätzlich 
abmildern. Gleichzeitig würde damit auch die 
Bereitschaft derjenigen Arbeitgeber, die weni- 
ger als 20 Arbeitnehmer beschäftigen, erhöht, 
Vereinbarungen über die Inanspruchnahme 
des Vorruhestandsgeldes zu treffen. Die Bun- 
desregierung wird gebeten, statt der von ihr 
vorgeschlagenen einheitlichen Zuschußlösung 
durch die Bundesanstalt für Arbeit auch die 


Gegenäußerung der Bundesregierung 


3. Zu Artikel 1 § 3 Abs. 1 Nr. 1 und 2 

Dem Änderungsvorschlag wird nicht zuge- 
stimmt. 

Die mit der Änderung mittelbar verbundene 
Erhöhung des Zuschusses wäre für die Bundes- 
anstalt für Arbeit mit Mehrkosten in Höhe von 
rd. 80 Mio. DM je 100 000 Inanspruchnehmende 
verbunden. Aufgrund der Finanzsituation der 
Bundesanstalt für Arbeit und des Bundes sieht 
sich die Bundesregierung nicht in der Lage, 
dem Vorschlag zuzustimmen. 


4. Zu Artikel 1 § 3 Abs. 1 

Änderungsvorschlägen, die zu Mehrkosten bei 
der Bundesanstalt für Arbeit oder beim Bund 
führen, kann die Bundesregierung nicht zu- 
stimmen. 
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Eignung folgender differenzierter Lösung zu 
prüfen, die auf die Beschäftigtenzahl abstellt: 

— bei weniger als 60 Beschäftigten 

60 V. H. Zuschuß, 

— bei 60 Beschäftigten und mehr 50 v. H. Zuschuß. 

Der Zuschuß für mittelständische Unternehmen bis 
60 Beschäftigte sollte erhöht werden, um der beson- 
deren Kostenbelastung dieser Unternehmen durch 
den hohen Anteil Auszubildender und älterer Ar- 
beitnehmer Rechnung zu tragen und ihre Wettbe- 
werbsfähigkeit nicht zu gefährden. 

5. Zu Artikel 1 § 9 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 

In Artikel 1 ist § 9 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 wie folgt 
zu fassen: 

„3. über das Vermögen des Arbeitgebers oder 
über seinen Nachlaß das gerichtliche Ver- 
gleichsverfahren zur Abwendung des Kon- 
kurses eröffnet worden ist, oder“. 
Begründung 

Notwendige Klarstellung entsprechend der 
Fassung der Nummern 1 und 2 des § 9 
Abs. 1 Satz 1. 


6. Zu Artikel 1 § 9 Abs. 1 und 3 

Die Bundesregierung wird gebeten, im Verlauf 
des weiteren Gesetzgebungsverfahrens zu prü- 
fen, 

1. ob es sinnvoll erscheint, in § 9 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 4 darauf abzustellen, daß dem Vergleich 
die Zahlungseinstellung vorausgegangen 
ist. In diesem Zeitpunkt wird in der Regel 
ein außergerichtlicher Vergleich nicht mehr 
zu erreichen sein; 

2. ob es im Zusammenhang mit der in § 9 
Abs. 3 Satz 2 geregelten Erstattungspflicht 
des Arbeitgebers einer ausdrücklichen Re- 
gelung bedarf, daß die Bundesanstalt neben 
dem Vorruhestandsgeld (65 v. H. des letzten 
Bruttoarbeitsentgelts) auch die Beitragsan- 
teile des Arbeitgebers zur gesetzlichen 
Kranken- und Rentenversicherung zu lei- 
sten hat. 


7. Zu Artikel 1 § 9 Abs. 3 

Die Bundesregierung wird gebeten, im weite- 
ren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens zu 
prüfen, ob und wie die Rangordnung der An- 
sprüche der Arbeitnehmer auf Vorruhestands- 
geld und die auf die Bundesanstalt für Arbeit 
übergegangenen Ansprüche einschließlich ih- 
rer Erstattungsansprüche wegen geleisteter 
Beiträge zur gesetzlichen Kranken- und Ren- 
tenversicherung im Konkurs über das Vermö- 
gen des Arbeitgebers oder über seinen Nachlaß 
gesetzlich geregelt werden sollte. 


Gegenäußerung der Bundesregierung 


5. Zu Artikel 1 § 9 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 

Dem Änderungsvorschlag wird zugestimmt. 


6. Zu Artikel 1 § 9 Abs. 1 und 3 

Die Bundesregierung hält eine Änderung nicht 

für erforderlich: 

1. Die Regelung in Artikel 1 § 9 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 4 findet ihr Vorbild in § 7 Abs. 1 Satz 3 
Nr. 3 des Gesetzes zur Verbesserung der be- 
trieblichen Altersversorgung. Die vom Bun- 
desrat gesehenen Schwierigkeiten sind dort 
nicht aufgetreten. 

2. Durch die Formulierung „wie ein Arbeitge- 
ber“ in Artikel 1 § 9 Abs. 1 ist klargestellt, 
daß die Bundesanstalt für Arbeit als Träger 
der Insolvenzsicherung neben dem Vorruhe- 
standsgeld auch die Arbeitgeberanteile zu 
den Sozialversicherungsbeiträgen zu leisten 
hat. 


7. Zu Artikel 1 § 9 Abs. 3 

Die Bundesregierung wird diese Frage im wei- 
teren Gesetzgebungsverfahren prüfen. 
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8. Zu Artikel 1 § 11 Abs. 1 Satz 3 

In Artikel 1 ist § 11 Abs. 1 Satz 3 zu streichen. 
Begründung 

Die Vorschrift ist im Hinblick auf § 60 SGB I 
überflüssig und gibt darüber hinaus wegen ih- 
rer Beschränkung auf die Voraussetzungen 
nach § 2 Abs. 1 Nr. 4 und § 5 Abs. 2 VRG zu Miß- 
verständnissen Anlaß. 


9. Zu Artikel 1 § 11 Abs. 3 Satz 2 

In Artikel 1 § 1 1 Abs. 3 Satz 2 ist die Angabe 
„§ 191 Abs. 3 bis 5“ zu ersetzen durch die An- 
gabe „§191 Abs. 3 und 4“ sowie folgender Satz 
anzufügen: 

„Unter den Voraussetzungen des § 191 Abs. 5 
des Arbeitsförderungsgesetzes kann der Bun- 
desminister für Arbeit und Sozialordnung an- 
stelle der in Satz 1 vorgesehenen Anordnung 
der Bundesanstalt durch Rechtsverordnung, 
die nicht der Zustimmung des Bundesrates be- 
darf, das Nähere über das Verfahren bestim- 
men.“ 

Begründung 

Es bedarf der Klarstellung, daß und mit wel- 
chem Inhalt eine Ermächtigung zum Erlaß ei- 
ner Rechtsverordnung geschaffen wird, und ob 
die Rechtsverordnung der Zustimmung des 
Bundesrates bedarf. 

10. Zu Artikel 1 § 11 Abs. 4 

In Artikel 1 ist § 11 Abs. 4 zu streichen. 
Begründung 

Die in § 11 Abs. 4 vorgesehene Auskunftsertei- 
lung der Finanzämter an die Arbeitsämter 
stellt eine gesetzliche Durchbrechung des Steu- 
ergeheimnisses dar. Wegen der großen Bedeu- 
tung, die das Steuergeheimnis als Datenschutz- 
vorschrift einnimmt, sind solche Durchbre- 
chungen auf das unbedingt erforderliche Maß 
zu beschränken. 

Die hier vorgesehene Bestimmung ist nicht nur 
weitgehend ungeeignet, die Leistung unberech- 
tigter Zuschüsse zu verhindern, sondern ge- 
fährdet auch die Steuereinnahmen. Finanzäm- 
ter erfahren frühestens im Laufe des dem Ver- 
anlagungsjahr folgenden Jahres im Rahmen 
der Einkommensteuerveranlagung von Ein- 
künften aus Nebentätigkeiten, die ein Ruhen 
oder Erlöschen des Anspruchs auf Zuschuß ge- 
mäß § 6 VRG bewirken. Die Auskünfte der Fi- 
nanzämter sind also allenfalls für die Geltend- 
machung von Erstattungsansprüchen (§10 
Abs. 2 VRG) von Bedeutung. 

Bei Bestehen einer Mitteilungspflicht der Fi- 
nanzämter wird der Arbeitnehmer sich der Er- 
stattungspflicht dadurch zu entziehen suchen, 
daß er die zuschußschädlichen Einkünfte aus 
Nebentätigkeit dem Finanzamt verschweigt. 
Sie gehen damit auch der Einkommenbesteue- 
rung verloren. 


Gegenäußerung der Bundesregierung 

8. Zu Artikel 1 § 11 Abs. 1 Satz 3 

Die Bundesregierung wird diesen Änderungs- 
vorschlag im weiteren Gesetzgebungsverfah- 
ren prüfen. 


9. Zu Artikel 1 § 11 Abs. 3 Satz 2 

Dem Änderungsvorschlag wird zugestimmt. 


10. Zu Artikel 1 § 11 Abs. 4 

Die Bundesregierung wird diesen Änderungs- 
vorschlag im weiteren Gesetzgebungsverfah- 
ren prüfen. 
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11. Zu Artikel 1 § 12 

In Artikel 1 ist in § 12 die Überschrift wie folgt 
zu fassen: 

„Bußgeldvorschriften“ 

Begründung 

Anpassung an den üblichen Sprachgebrauch. 

12. Zu Artikel 1 § 14 

In Artikel 1 ist in § 14 folgender Satz anzufü- 
gen: 

„Rechtsverordnungen, die aufgrund dieses Ge- 
setzes erlassen werden, gelten im Land Berlin 
nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes.“ 

Begründung 

Notwendige Ergänzung im Hinblick auf Arti- 
kel 1 § 11 Abs. 3 Satz 2. 


13. Zu Artikel 4 bis 7 
Entschließung 

Der Bundesrat bittet im weiteren Verlauf des 
Gesetzgebungsverfahrens zu prüfen, ob den Ta- 
rifpartnern die Möglichkeit eingeräumt werden 
kann, für die Berechnung der Rentenversiche- 
rungsbeiträge einen höheren Betrag als das 
Vorruhestandsgeld zu vereinbaren. Obergrenze 
müßte dabei unter Berücksichtigung der Bei- 
tragsbemessungsgrenze das dem Vorruhe- 
standsgeld zugrundeliegende Brutto-Arbeits- 
entgelt sein. Eine solche Regelung würde Ein- 
bußen in der Altersversorgung aus schließen 
oder jedenfalls verringern und damit die Be- 
reitschaft der Arbeitnehmer früher aus dem 
Arbeitsleben auszuscheiden, fördern. 


14. Zu Artikel 4 bis 7 
Entschließung 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzge- 
bungsverfahren zu prüfen, ob die Arbeitneh- 
meranteile der Sozialversicherungsbeiträge, 
die der Vorruhestandsgeldempfänger zu zahlen 
hat, auch von einem Dritten geleistet werden 
können. Eine derartige Regelung würde es zu- 
lassen, daß die Sozialversicherungsbeiträge 
auch aus einem Fonds, der in ähnlicher Form 
bereits in einigen Tarifbereichen besteht, ent- 
nommen und an den Sozialversicherungsträger 
abgeführt werden können. 


15. Entschließung 

Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, im 
weiteren Gesetzgebungsverfahren darauf hin- 
zuwirken, daß ein „Gesetz zur Erleichterung 
des Übergangs vom Arbeitsleben in den Ruhe- 
stand“ im Land Berlin die gleichen materiellen 
Wirkungen hat wie im übrigen Bundesgebiet. 


Gegenäußerung der Bundesregierung 

11. Zu Artikel 1 § 12 

Dem Änderungsvorschlag wird zugestimmt. 


12. Zu Artikel 1 § 14 

Dem Änderungsvorschlag wird zugestimmt. 


13. Zu Artikel 4 bis 7 

Die Bundesregierung wird im weiteren Verlauf 
des Gesetzgebungsverfahrens die Vorschläge 
prüfen. 


14. Zu Artikel 4 bis 7 

Die Bundesregierung wird die mit dem Ände- 
rungsbegehren zusammenhängenden ' Fragen 
prüfen und ggf. entsprechende Vorschläge vor- 
legen. 


15. Die Bundesregierung wird diese Frage im wei- 
teren Gesetz gebungsverfahren prüfen und ggf. 
einen entsprechenden Vorschlag machen. 
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Stellungnahme des Bundesrates Gegenäußerung der Bundesregierung 

Derzeit muß davon ausgegangen werden, daß 
die arbeitsmarkt- und sozialpolitische Zielset- 
zung des Gesetzentwurfs im Land Berlin nicht 
im gleichen Umfang erreicht wird, weil den be- 
troffenen Arbeitnehmern beim Eintritt in den 
Vorruhestand die Zulage nach § 28 Berlinförde- 
rungsgesetz nicht länger gewährt würde; insge- 
samt müßte der Berliner Bezieher vom Vorru- 
hestandsgeld einen so hohen Verlust an verfüg- 
barem Einkommen hinnehmen, daß eine zum 
übrigen Bundesgebiet vergleichbare Inan- 
spruchnahme nicht erwartet werden kann. 
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